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„Gemeinwohl statt Profit. Klimagerechtigkeit statt Aufrüstung. DIE LINKE ist bereit für die neue
Zeit“ – so der Titel des Leitantrages zum Parteitag, der vom 24. bis 26. Juni in Erfurt tagt.
Angesichts der Existenzkrise der Partei, die auch von ihren Parteigänger:innen längst nicht mehr
bestritten wird, setzt der Vorstand DER LINKEN auf eine weitere hoffnungsfrohe
Beschwörungsformel. Dass DIE LINKE für die „neue Zeit“ bereit sei, glaubt schließlich kaum
jemand, sodass dieser und ähnliche Titel fast schon wie eine unfreiwillige Parodie daherkommen.

Was das kommende Wochenende betrifft, scheint das Ziel der Parteiführung vor allem darin zu
bestehen, dass der Laden ohne weiteren größeren öffentlichen Eklat die Tagung übersteht.
Immerhin darin dürften sich im Großen und Ganzen die drei Hauptströmungen der Partei –
Bewegungslinke, Regierungssozialist:innen und Linkspopulist:innen – einig sein. Nicht nur der
Leitantrag, sondern auch die politischen Vorschläge der jeweiligen Strömungen sind so gehalten,
dass sich tiefere Differenzen eher darin finden, was nicht offen ausgesprochen wird, was nicht drin
steht, als was verkündet wird.

Natürlich wird es auch kontroverse Wortmeldungen und, sofern der Begriff angesichts der
Parteitagschoreographie angebracht ist, „Debatten“ geben. Grund dafür gäbe es genug, schließlich
unterscheiden sich die drei Hauptströmungen der Partei erheblich und drängen bei fast allen
wichtigen Fragen in verschiedene Richtungen. Eine offene Debatte um die grundlegenden Probleme
oder gar Differenzen will jedoch zu diesem Zeitpunkt keine dieser Kräfte – und sei es, weil keine
weiß, was sie bei einem Zerfall der Partei tun sollte. Daher wird es in Erfurt allenfalls zu einem
Kräftemessen, keinesfalls zu einer allzu offenen Konfrontation und schon gar nicht zu einer
Entscheidung kommen. Die Fortsetzung der aktuellen Hauptform der Parteikrise, ihre Daueragonie,
ist vorprogrammiert.

Die Strömungen

Die linkspopulistische Strömung um Sahra Wagenknecht versucht, sich als letzte Bastion der
„Friedenspolitik“ der Linkspartei und als Anwältin der Lohnabhängigen und ihrer sozialen Nöte in
Stellung zu bringen. In der Vergangenheit fielen dabei gerade Wagenknecht und Lafontaine mit
chauvinistischen Ausfällen auf. Vor dem Parteitag wird in den Anträgen Zurückhaltung geübt, um
Kräfte um den Aufruf „Für eine populäre Linke“ zu sammeln. Man behilft sich mit dem Gemeinplatz,
dass sich DIE LINKE nicht auf „Milieus“ verengen dürfe. Das ist natürlich richtig und wird wohl in
dieser Allgemeinheit von niemandem/r bestritten. Zur Klärung der Sache trägt es jedoch auch nichts
bei. Darum geht es aber auch nicht, sondern vielmehr um die Sammlung der eigenen Strömung. Das
Hantieren mit solchen Formeln ist freilich kein Alleinstellungsmerkmal dieses Flügels.

Auch wenn die Linkspopulist:innen seit dem letzten Parteitag die Führung in NRW verloren haben,
so sind sie nach wie vor in einzelnen Landesverbänden wie Niedersachsen stark und stellen zentrale
Führungspositionen in der Bundestagsfraktion, gemeinsam mit einem Teil der „Reformer:innen“ um
Bartsch.

Die Bewegungslinke wiederum stellt seit dem letzten Parteitag einen bedeutenden Teil des
bestehenden Vorstandes. Für sie geht es bei der Neuwahl der Führung also nicht nur um Janine
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Wissler als Vorsitzender, sondern auch um ihre relative Stärke auf Bundesebene. Sie reklamiert für
sich gern eine grundlegende Kritik an der faktischen Schwerpunktsetzung auf parlamentarische
Arbeit, inklusive der in regionalen und kommunalen Vertretungen. Dieser bürgerlichen Realpolitik
möchte sie eine andere entgegenstellen, die auf Mobilisierungen und Arbeit in sozialen Bewegungen
setzt. Mehr als andere Strömungen beschwört sie auch das sozialistische Ziel – freilich nicht im Sinn
einer Übergangsprogrammatik, sondern vielmehr als ein von der realen Arbeit DER LINKEN als
Abgeordnete, Gewerkschafter:innen, Aktive in sozialen Bewegungen losgelöstes in der Ferne.

Aber selbst die meisten Sprecher:innen der Bewegungslinken sehen darin kein Problem, weil auch
für sie der „Sozialismus“ nur eine Vision darstellt, die erst in ferner Zukunft Realität werden kann.
Derweil ist „Transformationsstrategie“ angesagt, also die mehr oder minder pragmatische
Kombination von Regierungsbeteiligungen und Bewegungsaktivismus.

Wie fragwürdig ihr „linker Kurs“ jedoch ausfällt, zeigt schon, dass sie faktisch an einer Art
friedlicher Koexistenz mit den Reformier:innen festhält. In den letzten Jahren teilten sie sich faktisch
die Vorsitzendenposten – zunächst Riexinger/Kipping, dann Wissler/Hennig-Wellsow. Nun soll das
Tandem Janine Wissler für die Bewegungslinke und Martin Schirdewan, der dem Reformerflügel
zugerechnete Europa-Abgeordnete, übernehmen.

Die Regierungssozialist:innen und Reformer:innen bleiben, wie so oft, in den grundlegenden und
programmatischen Fragen vage und formelhaft. Unter „Erneuerung“ verstehen sie Anpassung,
vorzugsweise an die bürgerliche Mitte, um so alle Hindernisse für eine Regierungsbeteiligung auf
Bundesebene zu beseitigen. Konkrete Programme oder gar verpflichtende Festlegungen brauchen
sie allenfalls gegen andere Strömungen und vor allem linke Kräfte. Ansonsten ist ihr Programm vor
allem das realpolitische Manöver in Parlamenten und noch mehr an Regierungen.

Personalfragen

Daher gilt auch als die eigentlich spannende Frage auf dem Parteitag nicht, welche Änderungen zu
den Leitanträgen angenommen oder abgelehnt werden. Vielleicht können einige der wenigen linken
Anträge, die aus der AKL oder aus Verbänden unter dem Einfluss linker Gruppierungen wie der SAV
oder der Sol stammen, sogar Achtungserfolge erringen – sofern sie es überhaupt über die Hürden
der Parteitagsregie schaffen. Letztlich ist das für die Veranstaltung nebensächlich.

Auch wenn die Partei nicht weiß, wohin es gehen soll, auch wenn es an einer klaren Linie fehlt und
diese auch durch weitere Appelle an eine imaginierte Einheit nicht erreicht werden kann, so wissen
wir am 26. Juni wenigstens, wer der Partei vorstehen wird.

Es ist durchaus wahrscheinlich, dass Wissler/Schirdewan das Rennen machen werden. Aber das
Ergebnis der wichtigsten Gegenkandidat:innen Sören Pellmann (Bundestagsabgeordneter aus
Leipzig) und Heidi Reichinneck (Vorsitzende der LINKEN Niedersachsen), die beide dem
Wagenknecht-Lager nahestehen, wird auch Aufschluss über das Kräfteverhältnis geben. Erst recht
trifft das auf die Wahlen zum Parteivorstand zu, auch wenn sich alle klar darüber sein müssen, dass
dieser keineswegs das alleinige, ja nicht einmal das entscheidende Machtzentrum der Organisation
darstellt. Die Bundestagsfraktion und vor allem deren Spitze stellen in der Öffentlichkeit und für die
Politik der Partei wohl ein bedeutenderes Gremium dar als die eigentliche Parteiführung. Die
Landtagsfraktionen führen ein realpolitisches Eigenleben, das Vorstand und Parteitage nur marginal
tangieren. Wo die Linkspartei in Landesregierungen vertreten ist oder gar wie in Thüringen den
Ministerpräsidenten stellt, spielen Beschlüsse oder Programme, die dieser Praxis eigentlich
widersprechen, keine Rolle.



Charakter der Partei

Das ist natürlich nicht erst seit jüngster Vergangenheit so, es war in der LINKEN (und in ihrer
Vorgängerpartei PDS) immer der Fall. Das spiegelt letztlich den Charakter der Gesamtpartei als
reformistischer, als bürgerlicher Arbeiter:innenpartei wider. Zur Ehrenrettung DER LINKEN muss
hier angeführt werden, dass sie selbst ihren bürgerlich-reformistischen Charakter nie bestritten hat.
Dass es ihr bei aller Beschwörung eines letztlich mehr moralisch verstandenen „Sozialismus“ nie um
eine revolutionäre Umgestaltung der Gesellschaft ging, gehört zu ihrem Gründungskonsens. Ganz
wie die Sozialdemokratie oder der Labourismus verstand und versteht die Linkspartei ihre Aufgabe
in der „Reform“ des Kapitalismus, die über zahlreiche Fortschritte und Rückschläge nach einem
langwierigen, im Kern aber graduellen Transformationsprozess zum Sozialismus führen soll.

Dieses Konzept ist, wie die Geschichte und Degeneration der Sozialdemokratie verdeutlichen,
historisch gescheitert und theoretisch vom Marxismus längst widerlegt. Das sozialistische Endziel
der „Transformation“ dient natürlich auch nicht als reales, sondern vor allem als ideologische
Beschwörungsformel, als utopische Begleitmusik zu den Niederungen der „Realpolitik“.

Wer jedoch ablehnt, die Herrschaft des Kapitalismus durch eine Revolution zu brechen, wer von der
Zerschlagung des bürgerlichen Staatsapparates und seiner Ersetzung durch die Herrschaft der
Arbeiter:innenräte nichts wissen will, der ist letztlich gezwungen, auf den bürgerlichen Staat als
Instrument der Veränderung zu setzen. Unter dieser Voraussetzung sind Beteiligungen an
bürgerlichen Regierungen notwendig, ja folgerichtig. Offen bleibt nur, ob der Kurs auf Rot-Grün-Rot
aktuell oder erst zu einem „günstigeren“ Zeitpunkt opportun erscheint.

Wie gesagt, der großen Mehrheit der Linkspartei kann niemand vorwerfen, dass sie aus ihrem
positiven Bezug auf die bürgerliche Demokratie und den bürgerlichen Staat ein Geheimnis gemacht
hätte. Wohl aber muss die Linken in der Linkspartei – insbesondere all jene, die vorgeben, in der
Tradition des revolutionären Marxismus zu stehen – der Vorwurf treffen, dass sie selbst vor dieser
Erkenntnis nur allzu gern die Augen verschlossen und so getan haben, als wäre die Frage des
Klassencharakters der Partei noch offen.

Jetzt, wo bei der Linkspartei die Lichter auszugehen drohen, wird zumindest in AKL, SAV und Sol die
Frage aufgeworfen, ob es nicht Zeit ist, das lecke Schiff zu verlassen. Diese Gruppierungen machen
sich immerhin keine oder relativ wenig Illusionen in die Bewegungslinke, während marx21 tapfer
daran festhält, dass DIE LINKE mit gutem Willen und harter Arbeit zu einer Bewegungspartei
transformiert werden könnte.

Ursachen für die Existenzkrise

Das die Linkspartei heute vor eine Existenzkrise steht, hat etwas mit ihren inneren politischen
Differenzen zu tun. Aber das allein erklärt die Krise nicht. Widersprüche, Gegensätze, verschiedene
reformistische Flügel gab es von Beginn an, zum Teil größere, zum Teil sogar heftigere.

Verändert haben sich aber die Haltung der Lohnabhängigen zur Partei und die politische
Gesamtlage. Erstens konnte sich DIE LINKE in den ersten Jahren als Partei der Hoffnung gerade für
untere Schichten der Arbeiter:innenklasse verkaufen. Unter den Arbeitslosen und schlechter
bezahlten Lohnabhängigen verfüge sie über eine starke Wähler:innenbasis, auch weil sie als Anti-
Hartz-IV-Partei einigermaßen glaubwürdig in Erscheinung trat. Ihre Gewinne bei den Wahlen gingen
vor allem auf Kosten der SPD.

Doch diese Lage hat sich längst verändert – und zwar nicht, weil sich die LINKE anderen Milieus
zugewandt hätte, sondern weil sie sich als Partei entpuppte, die an Regierungen das Elend der



„Arbeitsmarktverwaltung“ eben auch nur mitgestaltete und nicht beseitigte. An den Regierungen
war und ist sie von SPD und Grünen kaum zu unterschieden. Ihr oppositioneller Bonus verblasste
und zwar nicht, weil er über Bord geworfen wurde, sondern weil sich die inneren Widersprüche DER
LINKEN als bürgerlicher Arbeiter:innenpartei vor den Augen der Arbeiter:innenklasse entfalteten.
Sie entpuppte sich als das, was sie immer war: eine Partei, die sich sozial, historisch, organisch auf
Teile der Lohnabhängigen stützt, deren Politik jedoch bürgerlich ist, also auf dem Boden der
kapitalistischen Ordnung und seines politischen Systems steht.

Die Mitverwaltung des Kapitalismus in Landesregierungen unterminierte nicht nur das Standing der
Partei gerade unter den unteren Schichten der Klasse, sondern auch ihre Unterscheidbarkeit zur
SPD. Immer weniger wurde sie Anziehungspunkt für Sozialdemokrat:innen, zumal, wenn diese einen
kleinen „Linksschwenk“ unternahm. Die Verluste an traditioneller Gefolgschaft der Linkspartei
konnten zwar durch eine Gewinnung neuer Aktivist:innen vor allem in Westdeutschland unter
Jugendlichen, sozial unterdrückten Teilen der Klasse, aber auch unter Gewerkschafter:innen
ausgeglichen werden. Insgesamt stagnierte DIE LINKE jedoch bestenfalls zahlenmäßig.

Von ihren rund 60.000 Mitgliedern sind fast 6.000, also rund 10 %, als gewählte Abgeordnete oder
Vertreter:innen in Parlamenten, Landtagen und kommunalen Körperschaften aktiv. Bedenken wir
weiter, dass eine Mehrheit der Partei passiv ist, also nicht regelmäßig am Parteileben teilnimmt, so
ist schon auf dieser Ebene die Frage nach dem Schwerpunkt der Politik der Partei entschieden.
Diese reale und auch angestrebte Einbindung der Partei in den bürgerlichen Staatsapparat und
Politikbetrieb findet ihre Entsprechung und Ergänzung in einem vergleichsweise großen Apparat,
der staatlich über Parteienförderungen und Stiftungen finanziert ist, und in der Einbindung eines
Teils der Funktionär:innen in den Gewerkschaftsapparat.

Es gehört zum düsteren Sittenbild einer bürgerlich-reformistischen Apparatpartei, dass auch
sexuelle Übergriffe systematisch auftreten. Im Artikel #LinkeMeToo: Aus den Fehlern lernen! haben
wir uns ausführlicher mit dem Umgang damit in der Partei beschäftigt und eigene Vorschläge
unterbreitet, wie sexistische und sexuelle Übergriffe und Formen der Gewalt in der Linken und
Arbeiter:innenbewegung bekämpft werden sollten. Die Dominanz des Apparates stellt dabei ein
zusätzliches Hindernis für die Bekämpfung von Sexismus und allen anderen Formen der
Unterdrückung dar, weil Aufstieg und Auswahl von einer Bürokratie bestimmt werden (selbst wenn
es formale Wahlen geben sollte).

Die Partei findet sich, wie wir oben gezeigt haben, fest in den Händen einer Bürokratie.

Die Gegensätze von Bewegungslinker, Regierungssozialismus und Linkspopulismus sind solche von
Strömungen innerhalb des Reformismus wie auch Apparates. Ihr Kampf ist keinesfalls nur, ja nicht
einmal in erster Linie einer um Ideen und Programm, sondern auch um den Anteil an den
bürokratischen Posten und Wahlämtern, die die Partei noch zu bieten hat.

Es ist aber kein Zufall, dass sich die aktuellen Strömungen der Partei um die sog. „Flüchtlingskrise“
und mit dem Rechtsruck in der Gesellschaft formierten. Ein Teil der Linkspartei trat verbal für
offene Grenzen und Solidarität mit den Geflüchteten ein. Die Regierungssozialist:innen gaben sich
antirassistisch in Worten und ließen stillschweigend weiter abschieben. Der populistische Flügel trat
auf den Plan und äußerte Verständnis für Chauvinismus und Rassismus und machte im Namen der
„normalen“ Menschen gegen offene Grenzen Stimmung.

Seither lässt sich fast bei jeder wichtigen politischen Frage verorten, dass die verschiedenen Flügel
der Linkspartei unterschiedliche Positionen und Standpunkt einnehmen, von einem relativ
fortschrittlichen Linksreformismus bei der Bewegungslinken über einen liberal-aufgeklärten
Sozialreformismus bei den Regierungssozialist:innen zu einem Linkspopulismus, der Verteidigung
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des „Sozialstaates“ und der „sozialen“ Marktwirtschaft mit Chauvinismus kombiniert.

Der Krieg um die Ukraine, der Kampf um die Neuaufteilung der Welt zwischen den imperialistischen
Mächten und die globale ökonomische Krise spitzen die Frage weiter zu, auch weil die großen
weltgeschichtlichen Fragen selbst wenig Spielraum für reformistische, gut gemeinte
Beschwörungsformeln lassen. Angesichts von Krieg, wirtschaftlicher Krise und fortschreitender
ökologischer Katastrophe wäre ein Aktionsprogramm notwendig, ein System von
Übergangsforderungen, das den Kampf gegen den imperialistischen Krieg, gegen Militarisierung
und Aufrüstung, gegen das Erstarken des deutschen Imperialismus mit dem gegen Inflation,
Gesundheits- und Umweltkrise und andere Angriffe verbindet. Ein solches Programm müsste die
Frage nach Enteignung der großen Kapitale unter Arbeiter:innenkontrolle, nach einer
planwirtschaftlichen Reorganisation von Produktion und Reproduktion gemäß der Bedürfnisse der
Massen und ökologischer Nachhaltigkeit ins Zentrum stellen. Es müsste ein Programm des
Klassenkampfes entwickelt werden, das in den Gewerkschaften und Betrieben den Kampf für eine
klassenkämpferische Opposition ins Zentrum stellt, zum Aufbau von Aktionskomitees gegen Krieg
und Krise aufruft, um die Massenorganisationen der Klasse zum Handeln bis hin zum politischen
Massenstreik zu treiben.

Die Linkspartei wird das nicht tun. Alle ihre dominierenden Flügel bewegen sich nicht in diese
Richtung, egal wie die Wahlen zum Parteivorstand ausgehen werden. Statt eines Aufbruchs in eine
„neue Zeit“ wird es für die Linkspartei mit Agonie weitergehen. Bei allem Beschwören von Einheit
und eines „strategischen Zentrums“ werden die vielen Stimmen nicht verstummen, weil die
verschiedenen Strömungen in unterschiedliche Richtungen drängen, weil die Partei ihre
verbliebenen Positionen im Parlament und in den Landtagen, also gemeinsame Pfründe, noch
zusammenhalten. Eine strategische Ausrichtung, geschweige denn ein tragfähiges Programm kann
das nicht ergeben.

Für jene Linken in der Linkspartei, die sich der Todeskrise der Partei bewusst werden, stellt sich
jedoch nicht erst mit dem Parteitag die Frage: wie weiter? Und das ist vor allem eine
programmatische Frage. Ob die Linkspartei als reformistische Partei überlebt oder nicht, hängt
sicher nicht nur von politischen Klärungen ab. Eine Krise der Ampel-Koalition und/oder der SPD,
Risse zwischen Regierung und Gewerkschaften für den Fall, dass Inflation und Krise immer weniger
abgedämpft werden können, könnten selbst einer Linkspartei im Siechtum eventuell einen gewissen
Aufschwung bringen. Die Probleme löst das aber nicht nicht.

Für alle antikapitalistischen Kräfte, für alle, die in der AKL und anderen anderen linken Strömungen
agieren, stellt sich die Frage nach einem Kampf gegen den Apparat auf einer klaren
programmatischen Grundlage. Es ist aber deutlich, dass eine solche Auseinandersetzung vor allem
darauf zielen müsste, Kräfte für den Bruch mit der Linkspartei zu sammeln und gemeinsam mit
antikapitalistischen Kräften, die gegen Krieg und Krise kämpfen, in Diskussion um die Erarbeitung
eines Aktionsprogramms und die Grundlagen einer revolutionären Alternative zur Linkspartei zu
treten.


